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Israel/Palästina

Für alle versucht die Genfer Flücht-
lingskonvention von 1951einen rechtli-
chen Rahmen zu geben, der ihrer prekä-
ren Situation gerecht wird und die Rück-
kehrwünsche regelt. Für die palästinensi-
schen Flüchtlinge, die 1948 aus dem isra-
elischen Staat vertrieben wurden, hat die 
UNO schon vorher ein besonders star-
kes Recht auf Rückkehr und eine entspre-
chend starke Verpflichtung zur Aufnahme 
der Rückkehrwilligen für den kurz zuvor 
gegründeten Staat Israel verkündet. 

Am 11. Dezember 1948 beschloss die 
Generalversammlung in Artikel 11 ihrer 
Resolution 194 (I), „dass denjenigen 
Flüchtlingen, die zu ihren Wohnstätten 
zurückkehren und in Frieden mit ihren 
Nachbarn leben wollen, dies zum frühest-
möglichen Zeitpunkt gestattet werden 
soll und dass für das Eigentum derjeni-
gen, die sich entscheiden, nicht zurück-
zukehren, sowie für den Verlust oder 
die Beschädigung von Eigentum, auf der 
Grundlage internationalen Rechts oder 
nach Billigkeit von den verantwortlichen 
Regierungen und Behörden Entschädi-
gung gezahlt werden soll; beauftragt die 
Schlichtungskommission, die Repatri-
ierung, Umsiedlung/Wiederansiedlung 
(resettlement) und ökonomische sowie 
soziale Rehabilitation der Flüchtlinge und 
die Zahlung von Entschädigung zu ermög-
lichen.“

Dies ist zwar nur eine Empfehlung ohne 
verbindlichen Charakter gewesen. Ihre 
Annahme durch Israel wurde jedoch 
zur Vorbedingung des Staates für seine 
Aufnahme in die Vereinten Nationen 
gemacht. Das hat für Israel eine beson-
dere Verbindlichkeit erzeugt, da Israel 
ohne ausdrückliche Akzeptanz dieser 
Rückkehrregelung zugunsten der palästi-
nensischen Flüchtlinge nicht in die UNO 
aufgenommen worden wäre. 

Fast 20 Jahre später ist dieses Rückkehr-
recht ganz allgemein in dem „Internati-
onalen Pakt über bürgerliche und politi-
sche Rechte“ vom 19.12.1966 aufgenom-
men worden. In Art. 12 Abs. 4 heißt es: 
„Niemand darf willkürlich das Recht ent-
zogen werden, in sein eigenes Land ein-
zureisen.“

Das Recht verschwindet nicht
Wie bekannt, ist diese Verpflichtung von 
Israel nur in seltenen Fällen eingehalten 
worden. Die immer weiter sich radika-
lisierende Siedlungs- und Vertreibungs-
politik der israelischen Regierung spitzt 
sich insbesondere nach dem Überfall der 
Hamas am 7. Oktober 2023 und dem 
anschließenden Vernichtungskrieg der 
israelischen Armee auf eine offene Anne-
xionspolitik zu – nicht nur in Gaza, son-
dern im besetzten Westjordanland und 
Ost-Jerusalem. Diese lässt der palästi-
nensischen Bevölkerung immer weniger 
Lebensraum und versucht, das Rückkehr-
recht vollkommen auszuschalten. Das 
bedeutet allerdings nicht, dass das Recht 
verschwindet. Im Gegenteil. 

Das Rückkehrrecht der palästinensischen 
Vertriebenen ist in der Folgezeit in zahl-
reichen Resolutionen der UN-General-
versammlung1 erwähnt worden, und ist 
in der Wissenschaft2 wie in den großen 
internationalen Organisationen „Amnesty 
International“3 und „Human Rights 

1	  So z.B. Resolution 169 (1980) der UNO-Gene-
ralversammlung, Artikel 66.
2	  Vgl. etwa: „1948 Refugees.“Cambridge Univer-
sity. 21 February 2018. 15 November 2020. https://
translate.google.com/website?sl=en&tl=de&hl=d
e&client=rq&u=https://www.cambridge.org/core/
journals/israel-law-review/article/1948-refugees/1E9
97E364691F4379C6F77EC05BC84AD/core-reader.
3	  Amnesty International, https://www-amnesty-
org.translate.goog/en/documents/MDE15/013/2001/
en/?_x_tr_sl=en&_x_tr_tl=de&_x_tr_hl=de&_x_
tr_pto=rq
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Jeder Flüchtling hat sein 
eigenes, besonderes 
Schicksal und auch die 
eigene, besondere Verbin-
dung zu der Heimat, aus 
der er vertrieben wurde. So 
hat auch jeder Flüchtling 
seinen eigenen Wunsch 
der Rückkehr in die Heimat 
oder auch – nach langen 
Jahren – in der neuen 
Umgebung zu bleiben, in 
der er heimisch geworden 
ist. 
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Watch“4 faktisch unbestritten. Allein Stim-
men aus Israel versuchen, die Ablehnung 
der israelischen Regierung zu legitimieren.

Vor gut einem Jahr, am 19. Juli 2024 hat 
der Internationale Gerichtshof (IGH) ein 
Gutachten veröffentlicht. In ihm wieder-
holt und präzisiert er die von ihm schon 
in seinem Gutachten von 2004 zum Bau 
der Mauer zur Abgrenzung der besetz-
ten Gebiete vertretene Position, dass die 
Besatzung der palästinensischen Gebiete 
von Anfang an völkerrechtswidrig war.5 
Auch er lässt keine Zweifel aufkommen, 
dass das Recht auf Rückkehr nach wie vor 
gültig und aktuell ist.

Zwei-Staaten-Lösung
Die Aktualität wird durch die in letzter 
Zeit verstärkte internationale diploma-
tische Diskussion über eine Zwei-Staa-
ten-Lösung im Palästinakonflikt deut-
lich. Obwohl der Einwand berechtigt ist, 
dass durch die forcierte völkerrechts-
widrige Siedlungspolitik der israelischen 
Regierung kaum noch ein zusammenhän-
gendes palästinensisches Territorium für 
einen eigenen Staat übrig ist, ist das Pro-
jekt eines selbständigen souveränen paläs-
tinensischen Staates neben Israel nicht 

4	  Human Rights Watch, https://www.hrw.org/
legacy/campaigns/israel/return/.
5	  Advisory Opinion v. 19. Juli 2024, LEGAL CON-
SEQUENCES ARISING FROM THE POLICIES AND 
PRACTICES
OF ISRAEL IN THE OCCUPIED PALESTINIAN 
TERRITORY, INCLUDING EAST JERUSALEM
 https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-
related/186/186-20240719-adv-01-00-en.pdf

aufgegeben worden. Auch die Hamas hat 
diesem Projekt wiederholt zugestimmt.6 

Einem großen Teil der Flüchtlinge würde 
damit die Möglichkeit gegeben, ohne den 
Widerstand einer ablehnenden Regierung 
in ihre Heimat, ihr „eigenes Land“ (Art. 
12 Abs. 4 Intern. Pakt), zurückzukeh-
ren. Israel wäre dadurch aber nicht von 
seiner Verpflichtung befreit, diejenigen 
wieder aufzunehmen, die an ihre alten 
Wohn- und Lebensplätze zurückkehren 
wollen, bzw. Entschädigung für ihren Ver-
zicht auf Rückkehr zu zahlen. Auch dieses 
ist ihr „eigenes Land“, selbst wenn es seit 
1948 unter fremder Souveränität gefallen 
ist. Die PLO hat immer wieder betont, 
dass es nicht um die vollständige Rück-
kehr aller Vertriebenen und ihrer Nach-
kommen handele, sondern mit der israeli-
schen Seite verhandelbar sei.

Die Aufgabe der UNO wäre es nun, über 
die Verhandlungen zur Beendigung des 
Krieges in Gaza nicht das Rückkehrrecht 
der Flüchtlinge in Vergessenheit gera-
ten zu lassen. Sie hat es 1948 formuliert 
und ist auch heute noch der Garant seiner 
Durchsetzung.
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6	  Vgl. Baumgarten, Paech, Völkermord in Gaza, 
2025, S. 170 f.
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